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Der Landesparteitag möge beschließen:
Der Bundesparteitag möge beschließen:

Gute und zukunftsfeste Renten solidarisch sichern

Die SPD hat in der großen Koalition viel für mehr Rentengerechtigkeit erreicht. Die abschlagsfreie Rente nach 45 Bei-
tragsjahren nutzt vor allem denjenigen, die lange ihren Beitrag zur Rentenversicherung geleistet haben, denen es aber
schwerfällt, bis 67 zu arbeiten. Mit der Mütterrente haben wir mehr Gerechtigkeit für Mütter geschaffen, die Kinder vor 1992
zur Welt gebracht haben, auch wenn wir dies gerne vollständig mit Steuermitteln finanziert hätten.

 

Die Verbesserungen bei der Erwerbminderungsrente helfen denen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr weiterar-
beiten können und die oftmals besonders von Altersarmut bedroht sind.

 

Mit demMindestlohn und der Stärkung der Tarifpartnerschaft habenwir auch auf demArbeitsmarktwichtige Schritte für eine
bessere Rente getan.

 

Trotz aller Erfolge brauchen wir weitere Verbesserungen unseres Rentensystems. Wir bekräftigen das auf dem Landespartei-
tag II/2012 beschlossene Rentensystem der SPD Berlin halten an den darin aufgestellten Forderungen fest. Dabei sollten uns
folgende Ziele leiten:

• Die Rente muss den Lebensstandard sichern. Wer in Rente geht, darf keine Angst haben, dabei sozial abzusteigen und
harte Einschnitte in seiner oder ihrer Lebensführung hinnehmen zu müssen.

• Die Finanzierung der Rente muss den Prinzipien der Solidarität und der Parität folgen. Wir wollen eine Erwerbstä-
tigenversicherung für alle, in der die Versorgungswerke integriert und Abgeordnete, Freiberufler, Selbständige und
perspektivisch auch Beamte solidarisch einzahlen.

• Wer lange für geringesGeld gearbeitet hat,muss das Erarbeitete imAlter trotzdembehalten dürfen. Deswegenwollen
wir eine Mindestrente, die ohne Bedürftigkeitsprüfung gewährt wird.

• Die private Vorsorge als dritte Säule der Rentenversicherung hat die Erwartung, das sinkende Rentenniveau zu kom-
pensieren, nicht erfüllt. Ihre Subventionierung aus Steuermitteln wollen wir bestandssichernd auslaufen lassen.

• Die Altersvorsorge muss sich flexibel den unterschiedlichen Anforderungen verschiedener Branchen anpassen. Sie
muss dabei sowohl kürzere oder längere Lebensarbeitszeiten in verschiedenen Berufen als auch Aus-, Fort- und Wei-
terbildungsanforderungen berücksichtigen. Dabei sollte die Betriebsrente eine wichtige Rolle spielen.

• Auch im Rentensystem muss sich eine partnerschaftliche Aufteilung von Familien- und Erwerbsarbeit positiv wider-
spiegeln. Die Rente muss unsere moderne Vorstellung von Partnerschaftlichkeit in der Familie abbilden. Die Rentensi-
tuation von Frauen muss besonders berücksichtigt werden. Frauen, die in der Vergangenheit die überwiegende Fami-
lienarbeit in einer Beziehung getragen haben, müssen diese anerkannt bekommen.

• Die Rente muss sich flexibel den sich verändernden Erwerbsbiographien anpassen. Wer berufsbedingt immer wieder
Zeiten ohne Erwerbstätigkeit hat und zwischen abhängiger und selbständiger Beschäftigung wechselt, braucht trotz-
dem Sicherheit für seine Versorgung im Alter.

• DieAltersvorsorgemuss transparenter und verständlicherwerden.Nurwerweiß,welcheAnsprüche er oder sie hat und
wie er oder sie sich eine gute Rente sichern kann, ist auch in der Lage, selber Verantwortung dafür zu übernehmen.

• Mehr als 25 Jahre nach derWiedervereinigungmüssen die unterschiedlichen Bewertungen im Rentenrecht in Ost und
West beendet werden. Dabei dürfen keine neuen Ungleichheiten entstehen und die Lebensleistungen aller Menschen
müssen gerecht berücksichtigt werden.

 

a) Die gesetzliche Rentenversicherung – Lebensstandardsicherung in der ersten Säule
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Die solidarische gesetzliche Rente ist die wichtigste Säule unseres Rentensystems. Wir wollen Sie wieder stärken. Sie ist der
Kern einer lebensstandardsichernden Altersversorgung. Dieses zukunftsfest zu sichern, ist die Garantie für eine breite Akzep-
tanz der solidarischen Finanzierung. Dabei ist die perspektivische Festlegung des Rentenniveaus aufmindestens 50%wichtig,
aber nur ein Teil einer gerechten Rentenreform. Denn das Rentenniveau bezieht sich auf den so genannten Eckrentner (45
Jahre, Vollzeit, Durchschnittsverdienst), den es in der Realität nicht gibt.

Die Realität ist geprägt von immermehrWechseln zwischen selbständiger undabhängiger Beschäftigungund zwischenZeiten
der Familien- und der Erwerbsarbeit oder Unterbrechungen durch Arbeitslosigkeit. Deswegen brauchen wir eine lebensstan-
dardsichernde Rente, die sich diesen Anforderungen anpasst.

 

Die Rentenversicherung trägt auch Verantwortung für das gesunde Erreichen des Renteneintrittsalters. Wir wollen die Auf-
gaben der Prävention und Rehabilitation weiter stärken. Besonderen Handlungsbedarf gibt es bei den Erwerbsminderungs-
renten, die schon heute einem hohen Armutsrisiko unterliegen. Die Erwerbsminderungsrente liegt heute bei durchschnittlich
650e. Wir wollen die Abschläge auf Erwerbsminderungsrenten abschaffen.

 

Zur besseren Absicherung von Menschen mit gebrochenen Erwerbsbiographien und insbesondere Frauen wollen wir einen
Mindestbeitrag in der gesetzlichen Rente unabhängig von Erwerbstätigkeit. DenMindestbeitrag sollen alle zahlen, außer den-
jenigen, die sich Ausbildung befinden. Mit dem Mindestbeitrag muss mindestens Grundsicherungsniveau erreicht werden.
Perspektivisch macht ein Mindestrentenbeitrag die Mindestrente überflüssig.

 

b) Mindestrente – lange arbeiten muss sich lohnen, auch bei geringem Einkommen

Das Rentensystem kann nicht alles heilen, was in einer Erwerbsbiographie schiefgelaufen ist.Wir halten amÄquivalenzprinzip
fest. Wer mehr einzahlt muss auchmehr herausbekommen. Wer aber lange gearbeitet und Beiträge gezahlt und dabei wenig
verdient hat, der darf nicht genau so behandelt werden, wie jemand der nie oder kaum gearbeitet und Beiträge gezahlt hat.
Mit einer Mindestrente oberhalb der Grundsicherung wollen wir für mehr Gerechtigkeit sorgen. Wer Mindestrente bezieht,
muss keine Bedürftigkeitsprüfung fürchten.

 

Als wesentliches Kriterium gelten 35 Jahre Versicherungszeit (rentenrechtliche Zeiten) und ein Rentenbeginn mit regulärem
Renteneintrittsalter.

 

c) Riesterrente – private Vorsorge zukünftig ohne Steuergeld

DieRiesterrentehat ihre Erwartungennicht erfüllt. InsbesondereGeringverdienende sollten vondenSubventionenprofitieren.
Doch gerade diese Zielgruppe hat sich nicht in dem notwendigen Maße für Riesterrenten entschieden. Wir wollen daher die
staatliche Förderung und Subventionierung der privaten Rentenvorsorge auslaufen lassen:

 

Die bisher abgeschlossenen Verträge genießenweiter Bestandsschutz.Wer aber in Zukunft eine zusätzliche, private Altersver-
sorgung abschließen möchte, muss auf Steuersubventionen verzichten.

 

d) Betriebliche Altersvorsorge – flächendeckend und branchenspezifisch

Die betriebliche Altersversorgung ist für uns die beste zusätzliche Vorsorge für einen angemessenen Lebensstandard im Alter.
Die aktuelle Ausgestaltung der Betriebsrenten ist komplex und erreicht nicht diejenigen, die eine zusätzliche Altersvorsorge
dringend nötig haben, nämlich Gering- und Niedrigverdienende. Wir wollen daher eine flächendeckende, obligatorische Be-
triebsrente mit klarem und verbindlichem Gesetzesrahmen und einem Vorrang für tarifliche Lösungen. Wir wollen kollektive
Lösungen, die Verwaltungskosten minimieren und die Portabilität bei Jobwechseln garantieren.

 

Sie soll zum einen die gesetzliche Rente ergänzen. Zum anderenwollenwir mit der betrieblichen Altersvorsorge branchenspe-
zifische Anforderungen (Altersteilzeit, Abkaufen von Abschlägen, …) tarifpartnerschaftlich umsetzen. Unterschiedliche Bran-
chen haben unterschiedliche Belastungen und Anforderungen an einen Rentenübergang. Wo keine Tarifpartner über die Be-
triebsrenten entscheiden, gelten starre gesetzliche Regelungen und Anforderungen.
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Zur Finanzierung können u. a. die vorgesehenen Mittel zur Förderung der Riester-Rente für die betriebliche Altersvorsorge
eingesetzt werden.

 

e) Finanzierung – Solidarität in einer Erwerbstätigenversicherung

Wir wollen die gesetzliche Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung erweitern. Dabei wollen wir schrittweise
die Beitragsbasis auf Abgeordnete, Freiberufler und Selbständige und perspektivisch auf Beamte erweitern. Auch die Versor-
gungswerke wollen wir integrieren.

 

Weitere Finanzierungsmöglichkeiten bestehen in der Herausnahmeund Steuerfinanzierung sämtlicher versicherungsfremder
Leistungen.

Darüber hinaus liegen weitere Finanzierungsmöglichkeiten in der Erhöhung der Steuerfinanzierung und der Anhebung des
Beitragssatzes. Darüber hinaus wollen wir prüfen, wie ein Wegfall der Beitragsbemessungsgrenze verfassungskonform aus-
gestaltet werden kann, ohne dass daraus aufgrund des Auszahlungs-Äquivalents höchste Leistungsansprüche entstehen. Da-
mit auch künftige Generationen erwarten können, dass sie selbst eine sichere und auskömmliche Rente bekommen, muss
für eine solide Alterssicherung perspektivisch die gesamte in Deutschland stattfindende Wertschöpfung herangezogen wer-
den.

 

Eine gute lebensstandardsichernde Rente ist für die soziale Sicherheit und das Vertrauen in den deutschen Sozialstaat von
immens hoher Bedeutung. Die Rentenpolitik beschäftigt altewie jungeMenschen undmussmit Sorgfalt und Klarheit beraten
werden. Soziale Sicherungssysteme müssen sich immer wieder neu vor den Herausforderungen der Zeit bewähren und sich
wandelnden Verhältnissen anpassen und dabei verlässlich bleiben.

 

Wir wollen dies mit einer solidarischen Erwerbstätigenversicherung und einer flexiblen und starken Betriebsrente erreichen,
die sich der modernen Arbeitswelt anpassen.

Beschluss des ordentlichen Bundesparteitages 2017:

Überwiesen an Kommission zur Zukunft der Rente nach 2030 beim SPD-Parteivorstand
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